
 

 

 

 
Förderrichtlinie 
Projektfonds der Partnerschaft für Demokratie Marl 
 

 

Präambel  

Die Stadt Marl setzt im Rahmen des Bundesprogramms „Demokratie leben!“ die Partnerschaft 

für Demokratie um. Ziel ist es, demokratische Teilhabe zu stärken, Vielfalt zu fördern und 

präventiv gegen demokratiefeindliche Entwicklungen zu wirken. Zur Unterstützung 

zivilgesellschaftlicher Initiativen stellt die Partnerschaft für Demokratie Projektmittel zur 

Verfügung. Diese dienen der Förderung lokaler Vorhaben, die demokratisches Engagement, 

gesellschaftlichen Zusammenhalt und Beteiligung vor Ort nachhaltig stärken. Die Vergabe der 

Mittel erfolgt auf Grundlage der nachfolgenden Richtlinie.  

 

§1 Förderziele  

Gefördert werden Projekte, die einen aktiven Beitrag zur Stärkung demokratischer Werte und 

Kompetenzen leisten und die gesellschaftliche Teilhabe vor Ort fördern. Im Mittelpunkt stehen 

Maßnahmen, die das Engagement von Bürgerinnen und Bürgern unterstützen, den 

gesellschaftlichen Zusammenhalt stärken und Vielfalt sichtbar machen. Darüber hinaus sollen 

Projekte dazu beitragen, Diskriminierung entgegenzuwirken und präventiv auf 

demokratiefeindliche Einstellungen und Entwicklungen zu reagieren. 

Ein besonderer Fokus der Partnerschaft für Demokratie Marl liegt auf Kindern, Jugendlichen 

und jungen Erwachsenen sowie auf Maßnahmen im schulischen und außerschulischen 

Bildungsbereich. Ziel ist es insbesondere, demokratische Selbstwirksamkeit, Beteiligung, 

Konfliktfähigkeit und gesellschaftliche Verantwortung frühzeitig zu stärken und präventive 

Angebote im Lebensumfeld junger Menschen auszubauen. 

 

§2 Förderbereiche  

Die Förderung erstreckt sich auf unterschiedliche thematische Bereiche, die inhaltlich 

miteinander verbunden sind. Hierzu zählen insbesondere Maßnahmen der 

Demokratieförderung, wie etwa Bildungs- und Dialogformate oder Beteiligungsprojekte. 

Darüber hinaus werden Vorhaben unterstützt, die Vielfalt fördern und sich mit 

Antidiskriminierung befassen, beispielsweise durch interkulturelle Projekte oder 

Begegnungsformate. Auch Projekte zur Prävention demokratiefeindlicher Entwicklungen sind 

förderfähig, etwa durch Fortbildungen, schulische Präventionsangebote oder 

Sensibilisierungsmaßnahmen. Ein weiterer zentraler Bereich ist die Jugendbeteiligung. Hierzu 

gehören insbesondere Projekte, die durch junge Menschen initiiert werden oder deren aktive 

Mitwirkung stärken.  



Besondere Bedeutung kommt dabei Projekten und Maßnahmen zu, die in Schulen, 

Einrichtungen der Kinder- und Jugendarbeit oder im direkten Lebensumfeld junger Menschen 

umgesetzt werden. Hierzu zählen insbesondere Beteiligungsformate, Präventionsangebote, 

Demokratieworkshops, Bildungsformate sowie Projekte zur Stärkung von Vielfalt, Respekt und 

gesellschaftlichem Zusammenhalt. 

 

§3 Antragsberechtigte  

Antragsberechtigt sind juristische Personen sowie Initiativen und Organisationen, die 

gemeinnützige oder gesellschaftlich relevante Ziele verfolgen. Hierzu zählen insbesondere 

Vereine, Einrichtungen der Jugendhilfe, Bildungseinrichtungen, soziale Träger sowie 

Migrantinnen- und Migrantenorganisationen. Private Einzelpersonen sind grundsätzlich von 

der Antragstellung ausgeschlossen.  

Von der Förderung ausgeschlossen sind Projekte, Maßnahmen oder Antragstellende, die nicht 

die Gewähr für eine den Zielen des Grundgesetzes förderliche Arbeit bieten oder 

Bestrebungen verfolgen bzw. unterstützen, die gegen die freiheitlich-demokratische 

Grundordnung gerichtet sind. Ebenfalls ausgeschlossen sind Organisationen oder Personen, 

die extremistischen, rassistischen, antisemitischen, menschenfeindlichen oder 

demokratiefeindlichen Ideologien nahestehen oder diese verbreiten. 

Eine Förderung ist zudem ausgeschlossen, wenn Inhalte oder Aktivitäten den Zielen des 

Bundesprogramms „Demokratie leben!“ widersprechen oder gegen geltendes Recht 

verstoßen. 

 

§4 Förderfähige Ausgaben 

Im Rahmen der Projektförderung können Ausgaben berücksichtigt werden, die in 

unmittelbarem Zusammenhang mit der Durchführung eines Projekts stehen. Hierzu zählen 

insbesondere Honorare für Referentinnen und Referenten, Sach- und Materialkosten, 

Mietkosten für Veranstaltungsräume sowie Ausgaben für projektbezogene 

Öffentlichkeitsarbeit. Nicht förderfähig sind hingegen laufende Personalkosten von 

Organisationen, Investitionen mit dauerhafter Nutzung sowie rein kommerzielle oder 

parteipolitische Aktivitäten.  

 

§5 Höhe der Förderung  

Die Förderung erfolgt als Projektförderung im Rahmen der verfügbaren Mittel. In der Regel 

bewegen sich die Fördersummen im Bereich von kleineren Projekten bis etwa 1.000 Euro 

sowie größeren Projekten bis etwa 5.000 Euro. Eine Eigenbeteiligung der Antragstellenden 

wird begrüßt, ist jedoch keine zwingende Voraussetzung für eine Förderung.  

 

 

 



§6 Antragstellung  

Projektanträge sind vor Beginn der Maßnahme einzureichen und müssen eine 

nachvollziehbare Darstellung des Vorhabens enthalten. Hierzu gehören insbesondere eine 

Beschreibung des Projekts, Angaben zur Zielgruppe, eine Darstellung der geplanten 

Maßnahmen, ein Zeitplan sowie eine Kostenübersicht. Die eingereichten Unterlagen bilden 

die Grundlage für die Bewertung und Entscheidung über eine Förderung.  

 

§7 Auswahlverfahren  

Die Auswahl der zu fördernden Projekte erfolgt in einem transparenten und nachvollziehbaren 

Verfahren. Das Bündnis der Partnerschaft für Demokratie berät über die eingegangenen 

Anträge und spricht eine Förderempfehlung aus. Bei der Bewertung werden insbesondere die 

inhaltliche Qualität des Projekts, der Beitrag zu den Förderzielen, die Einbindung der 

Zielgruppen sowie die Realisierbarkeit des Vorhabens berücksichtigt. Die finale Bewilligung 

erfolgt durch die Stadt Marl in Zusammenarbeit mit dem kooperierenden freien Träger und 

dem Fördergeldgeber.  

 

§8 Durchführung der Projekte  

Geförderte Projekte sind entsprechend der bewilligten Inhalte umzusetzen. Dabei ist 

insbesondere sicherzustellen, dass die Förderziele eingehalten und die Mittel ordnungsgemäß 

verwendet werden. Zudem sind die Vorgaben und Hinweise des Bundesprogramms 

„Demokratie leben!“ zu beachten. 

 

§9 Verwendungsnachweis  

Nach Abschluss eines Projekts ist ein Verwendungsnachweis vorzulegen. Dieser umfasst 

sowohl einen Sachbericht, der den Verlauf und die Ergebnisse des Projekts darstellt, als auch 

einen Finanzbericht, der die Verwendung der Mittel dokumentiert.  

 

§10 Öffentlichkeitsarbeit  

Im Rahmen der Projektumsetzung ist auf die Förderung durch das Bundesprogramm 

„Demokratie leben!“ hinzuweisen. Hierbei sind die vorgegebenen Logos sowie die 

entsprechenden Förderhinweise zu verwenden.  

 

§11 Vereinfachtes Verfahren (Bagatellgrenze)  

Zur Förderung niedrigschwelliger Projekte und zur Entlastung der Entscheidungsstrukturen 

können kleinere Vorhaben in einem vereinfachten Verfahren bewilligt werden. Dies gilt für 

Projekte mit einer Fördersumme von bis zu 500 Euro. In diesen Fällen erfolgt die Entscheidung 

durch das federführende Amt der Stadt Marl in Abstimmung mit der Koordinierungs- und 



Fachstelle. Eine vorherige Beratung im Bündnis ist nicht zwingend erforderlich. Auch im 

vereinfachten Verfahren gelten die allgemeinen Fördergrundsätze dieser Richtlinie.  

 

§12 Höchstgrenze der Projektförderung  

Zur Sicherstellung einer ausgewogenen Mittelverteilung wird für Einzelprojekte grundsätzlich 

eine maximale Fördersumme von 5.000 Euro festgelegt. In begründeten Ausnahmefällen kann 

das Bündnis eine höhere Förderung beschließen, insbesondere wenn ein Projekt eine 

besondere strategische Bedeutung besitzt, eine überdurchschnittliche Reichweite erwarten 

lässt oder mehrere Kooperationspartner eingebunden sind. Solche Entscheidungen sind zu 

begründen und zu dokumentieren.  

 

§13 Jugendfonds des Kinder- und Jugendparlaments  

Zur Stärkung der demokratischen Beteiligung junger Menschen wird ein eigenständiger 

Jugendfonds eingerichtet. Die Mittel dieses Fonds werden durch das Kinder- und 

Jugendparlament der Stadt Marl eigenständig verwaltet. Das Kinder- und Jugendparlament 

entscheidet eigenverantwortlich über die Förderung von Projekten, die von jungen Menschen 

initiiert und umgesetzt werden. Die Entscheidungen erfolgen im Rahmen der dort geltenden 

demokratischen Verfahren.  

 

§14 Inkrafttreten  

Diese Förderrichtlinie tritt mit Beschluss des Bündnisses der Partnerschaft für Demokratie Marl 

in Kraft. 

 


